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einer gerechten Bestrafung zu entziehen, wenn sich ihre 
Tat gegen die DDR und ihre Grundlagen richtete. Auch 
hier spielt die Berufung auf den Begriff „Deutscher“ i. S. 
des Art. 116 des BRD-Grundgesetzes eine zentrale Rolle. 
Die Verfahren vor BRD-Gerichten (Landgericht Essen,
4. Strafsenat des Bundesgerichtshofs und Landgericht Ha­
gen) gegen den Terroristen Weinhold, der als Bürger der 
DDR auf dem Territorium der DDR zwei DDR-Bürger er­
mordete und anschließend in die BRD flüchtete, bestätigen 
dies anschaulich.

Es ist in dieser Zeitschrift bereits ausführlich nachge­
wiesen worden22, daß der von der BRD-Justiz erhobeiie 
Anspruch auf strafrechtliche Verfolgung von DDR-Bür­
gern, die in der DDR gegen DDR-Staatsbürger gerichtete 
Straftaten begangen haben, sowohl den für das Strafan­
wendungsrecht eines jeden Staates maßgeblichen völker­
rechtlichen Prinzipien als auch den in der BRD geltenden 
innerstaatlichen Rechtsvorschriften widerspricht. Vielmehr 
ist in derartigen Fällen die Auslieferung des Täters an die 
DDR die einzig völkerrechtsgemäße Alternative.

* ‘

Die in der BRD unternommenen Anstrengungen, die völ­
kerrechtswidrige Staatsangehörigkeitsdoktrin im Hinblick 
auf den Grundlagenvertrag zwischen der DDR und der BRD 
juristisch neu zu interpretieren, und die praktisch-politi­
schen Konsequenzen der interventionistischen Position der 
BRD-Staatsorgane in der Staatsangehörigkeitsfrage ma­
chen nur eines deutlich: Den entspannungsfeindlichen 
Kräften in der BRD wird die Möglichkeit geboten, sich in 
die inneren Angelegenheiten anderer Staaten einzumischen 
und der Durchsetzung der friedlichen Koexistenz in Europa 
entgegenzuwirken. Das ist um so ernster zu bewerten, als 
„in der BRD Kräfte an Boden gewinnen, denen normale 
Beziehungen nicht ins Konzept passen, sondern die .groß­
deutschen Träumereien' nachhängen“ .23

Sofern die Staatsbürgerschaft in ihren internationalen 
Aspekten juristisch zu erfassen und rechtswissenschaftlich 
zu analysieren ist, kommt der staatlichen Souveränität 
eine entscheidende Ausgangsposition zu. Zugleich ist sie 
unerläßliches Beurteilungskriterium.24 Durch sie bestimmt 
sich die Weite der Regelungsbefugnis, die internationale 
Wirksamkeit des Staatsbürgerschaftsrechts und dessen Be- 
achtlichkeit durch andere Staaten. Das folgt mit Notwen­
digkeit aus der souveränen Gleichheit der Staaten, deren 
Anerkennung das demokratische Völkerrecht prägt So ist 
die Beachtung des Souveränitätsprinzips in der Staaten­
praxis — wie auf jedem Gebiet — auch auf dem der Staats­
bürgerschaft für die Gestaltung normaler zwischenstaat­
licher Beziehungen unumgänglich.25
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